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Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 4° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 440 März 4969 hin durch

Senatspräsident ' P e n q u i t t

‚ — Vorsitzender -„
Bundesrichter

,
Dr° E c k e r ‚

Bundesrichter ' M ü l l e r „
Bundessozialrichter F o x und

Bundessozialrichter H a u s e n

für Recht erkannti

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfa»==

len vom 47° April 4968 Wird aufgehoben° Die Berufung

der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts

Düsseldorf vom 54° August 1967 wird zurückgewiesen„
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G r ü n d e...—__ _-—-—-—_.-.__

Die Beteiligten streiten darum„ ob die Klägerin berechtigt

ist9 die-Versicherung in der Arbeiterrentenversicherung

freiwillig fo■zusetzen (@ 4255 Abs° 4 der Reichsversiche—

rungsordnung —RVO—)°

Die Klägerin war von4955 bis 4958 als Putzmacherlehrling und

Putzmacherin insgesamt 44 Monate lang versicherungspflichtig

beschäftigt„ Sie mußte wegen rassischer Verfolgung ihre

Beschäftigung aufgeben und aus Deutschland auswanderno Die

Beklagte bestätigt ihr‚ daß sie mit Ausnahme der Beitrags—

zeiten noch verfolgungsbedingte Ersatzzeiten von 455 Monaten

aufzuweisen habec Den Antrag‚ ihre Berechtigung zur frei—

willigen Versicherung anzuerkennen‚ lehnte die Beklagte

jedoch ab (Bescheid vom 29° Mai 4964‚ Widerspruchsbescheid

vom 470 November 4964)°

Die Klage hat das Sozialgericht (SG) Düsseldorf durch Urteil

vom 54° August 4967 abgwiesen° Das Landessozialgericht (LSG)

Nordrhein—Westfalen hat mit Urteil vom 47„April 4968 die

erstinstanzliche Entscheidung geändert und der Klage statt—

gegebene Es rechtfertigt das Recht der Klägerin zur Weiter=

versicherung aus der Überlegung„ daß auf diese Weise das der

Klägerin durch die politische Verfolgung zugefügte Unrecht

wiedergutgemacht werden könne° Die Klägerin sei im Alter

von 48 Jahren zur Aufgabe ihrer Beschäftigung gezwungen wor=

den° Bei einem normalen Geschehensablauf sei mit großer

Wahrscheinlichkeit zu erwarten gewesen? daß sie auch weiter_

hin ihrem Beruf nachgegangen wäre und der Pflichtversicherung

angehört hätteo Der Versicherungsschaden sei dadurch zu be_

heben‚ daß die Zeiten der Verfolgung nicht bloß zur Begrün=

dung des Leistungsanspruchs verwertet‚ sondern auch auf die

Mindestbeitragszeit von 60 ßlendermonaten angerechnet würden,

wenn anderenfalls das Recht zur freiwilligen Versicherung ent-
fiele° — Der entgegehstehenden Rechtsprechung des Bundes-

sozialgrichts -BSG— (BSG 449 455; 259 90) na sich das

_ 5 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 _

Berufungsgericht nicht angeschlossen° Es hält diese Judi—

katur für in sich widersprüchlich° Sie trage einerseits

dem Prinzip der vollen Wiedergutmachung Rechnung‚ indem

sie Verfolgungszeiten den Zeiten einer versicherunge—

pflichtigen Beschäftigung gleihstelle - so bei Anwendung

des 5 4248 Abso ; RVG (BSG 43, 67) - und bei der Renten—
berechnung einen durch Anrechnung von Ersatzzeiten nicht

gedeckten Schaden im Wege der Gutschrift von Werteinhei—

ten ausgleiche° Andererseits lasse sie aber‚ wo es um
die Versicherungsberechtigung gehe9 den_gewaltsamen

Einbruch in den Versicherungsvérlauf außer acht„

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte die — zugelassene —
Revision eingelegt° Sie beantragt? das Berufungsurteil

aufzuheben und die Berufung der Klägerin zurückzuweisen°

Sie ist der Ansicht, das angefochtene Urteil stehe im
Widerspruch zum Wortlaut des Gesetzes° Der Gesetzestext

gebe den Willen des Gesetzgebers zutreffend wieder‚

nämlich daß als Grundlage der Versioherungsbereéhtigung

allgemein - und so auch bei Verfolgten — nur Pflicht—

beitragszeiten und nicht auch Ersatzzeiten gelten sollen°

Die Klägerin beantragt‚ die Revision zurückzuweisen03ié

hält das angefochtene Urteil für zutreffend und weist er«
gänzend auf die Regelung in Art° X des Zweiten Gesetzes

zur Änderung des Bundesentschädigungsgesetzes (BEG—SchlußG)

vom 44° September 4965 (BGBl I, 4545) hin° Wenn darin ver—
heirateten Frauen? die sich während der Verfolgungszeit

ihre Beitragsanteile erstatten ließen‚ die Chance der
Nach— und Weiterversicherung gegeben werde‚ so müsse ein
vergleichbares Recht auch solchen Verfolgten zugebilligt

werden9 die versicherungstreu geblieben seien und sich die

Beitragsanteile nicht hätten zurückzahlen lassen°

Die Revision hat Erfolg° Das BSG hat bereits ausgesprochen,

daß Ersatzzeiten der Verfolgung (@ 4254 Abso4 Nr° 4 RVO)
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ebensowenig wie andere Ersatzzeiten — anstelle der vom Ge—

setz geforderten Mindestbeitragszeit von 60 Kalendermonaten—

das Recht zur freiwilligen Fortsetzung der Versicherung .

begründen (BSG 259 90)°

Wortlaut‚ Sinn und Zweckdés Gesetzes lassen keine andere

Auslegung zu„ In @4255 Abs° 4 Satz 4 EVO ist bestimmt‚ daß
sich nur weiterversichern kann? wer innerhalb von 40 Jahren

während mindestens 60 Kalendermonaten Beiträge für eine
rentenversicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit

entrichtet hato Mithin genügen Zeiten ohne Beitragsléistung

(Ersatzzeiten) nicht° Der Gesetzgeber hat strenge Voraus—

setzungen für die freiwillige Versicherung aufgestellt°

Dieses Recht sollte nur noch "echten Mitgliedernßder Ver—
sichertengemeinschaft" vorbehalten sein (vgl° Begründung

des Regierungsentwurfs zu 5 4235, Bundestagsdrucksache II
2457)„ Während der Gesetzesberatungen ist dieses Motiv noch

verstärkt zum Ausdruck gebracht worden° Ursprünglich war

daran gedacht worden‚ die Befugnis zur freiwilligen Versiche—

rung demjenigen zuzugestehen„ der die Wartezeit erfüllta

Darin wärenErsatzzeiten einbezogen gewesen„ Die zum Gesetz

erhobenen Anforderungen schließen jedoch eine solche Möglich—

keit auso

Verfolgte nehmen inSoweit keine Sonderstellung ein° Diese

Auffassung ist von dem BSG in dem in BSG 44‚ 453 veröffent=

lichten Urteil angebahnt worden° Der Gesetzgeber hat die

Rechtsprechung zu dem hier interessierenden Teil gebilligt

oder doch zumindest gelten lassen° In dem erwähnten Urteil

war der Gedanke entwickelt worden? daß Ersatzzeiten die

Voraussetzungen zur Weiterversicherung nicht erfüllten„ Mit

ihnen ließe sich weder die Mindestbeitragszeit von 60

Kalendermonaten ausfüllen, noch könne ihrethalben die Spanne

von 40 Jahren verkürzt werden° An letzterem « dem 40mJahresa
rahmen - hat der Gesetzgeber später in dem Rentenversiche—

rungs—Änderungsgesetz vom 90 Juni 3965 nicht mehr uneinge==

schränkt festgehalteno Nunmehr haben Ersatzzeiten ünbe=
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rücksichtigt zu bleiben? wenn es um die Ermittlung des Zeit-

raums der 40 Jahre geht (5 4255 Abs„ 4 Satz 5 RVG)° Dagegen
hat das Gesetz an dem Minimum einer Beitragszeit von 60 Mo—

naten aufgrund versicherungspflichtiger Beschäftigung nicht

gerüttelto Diese Gesetzesentwicklung rechtfertigt den Schluß?

daß der Gesetzgeber insoweit eine Änderung der durch das BSG

(BSG 44‚ 455) geschaffenen Rechtslage nicht beabsichtigt hatq

Es ist mithin von dem hier in Betracht kommenden Merkmal einer

Mindestmenge von 60 Pflichtbeiträgen auszugehen°

Lediglich für eine kleine Gruppe unter den Verfolgten ist

nachträglich die Weiterversicherung erleichtert worden°Ver-

folgte(} die sich in der Zeit zwischen Januar 4955 und Mai 4945

Beiträge wegen Heirat hatten erstatten lassen9 können sich

gemäß Arte X BEG-SchlußG wieder und sogar rückwirkend versichern°

Damit soll ein Nachteil ausgeglihen werden‚der die Folge einer

unfreiwilligen völligen Aufgabe der Versicherung war (vgchundes—

tagsdrucksacke D[5425 zu Art° IX a)o Mit dieser Situation ist

der hier zu beurteilende Sachverhalt nicht ohne weiteres

zu vergleichen° Dieser Gesetzgebungsvoréang läßt vielmehr

erkennen„ daß der Gesetzgeber sich die Entscheidung über eine

Erleichterung der Weiterversicherung im einzelnen vorbehalten“
hat°

Der Anregung der Klägerin‚ die für die Entscheidung erhebliche

Rechtsfrage dem Großen Senat oder dem Bundesverfassungsgericht
vorzulegén9 ist nicht zu folgen° Die Voraussetzungen einer

Anrufung des Großen Senats sind nicht gegeben‚ weil aba.

weichende Entscheidungen nicht zu
erwarten sind‚ die Einheit-

lichkeit der Rechtsprechung nicht gefährdet ist und die Fort-

'bildung des Rechts ein solches Vorgehen nicht erfordert

(55 429 45 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG%„Verfassungs—
rechtliche Bedenken sind gegen die Auslegung‚ die hier dem
@ 4255 Abso 4 Satz 4 RVG gegeben worden ist? nicht zu
erheben° Was die Klägerin begehrt9 ist ihre Gleichstellung

mit den durch Arte X BBG—SchlußG begünstigten Verfolgten°
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Ob eine solche Gleichstellung vorzunehmen ist‚ hat der Ge—

setzgeber zu entscheiden° Selbst wenn er wegen des Gleich-

heitsgrundsatzes oder aus anderen Gründen tätig werden müßte9

so würde von einer solchen Rechtssituation die hier ausge-

legte und angewendete Norm des 5 4253 Abs° 4 RVO nicht
berührt°

Hiernach hat die Vorinstanz die Rechtslage unrichtig beur—

teilt° Der Revision ist mit der auf @$95 SGGberuhenden
Kostenentscheidung stattzugeben°
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